
Aktenzeichen: 4 AZR 631/90 
Bundesarbeitsgericht 4. Senat

X. Arbeitsgericht Nienburg

Urteil vom 25. September 1991
- 4 AZR 631/90 -
Urteil vom 03. Juli 1990
- 1 Ca 979/89 E -

II. Landesarbeitsgericht Niedersachsen Urteil vom 24. Oktober 1990 
- 5 Sa 1131/90 E -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Bewährungszeit für teilzeitbeschäftigte Lehrkraft

Gesetz:
BeschFG 1985 Art. 1 § 2 Abs. 1; Runderlaß des Niedersächsi­
schen Kultusministers über die "Eingruppierung der im Ange­
stelltenverhältnis nach dem BAT beschäftigten Lehrkräfte an 
öffentlichen Schulen" vom 11. April 1986 (Nds. MB1. 1986,424) Nr. 6.4

Leitsätze:
1. Vergütungsrichtlinien für Lehrkräfte, die teilzeitbeschäf­
tigte Lehrkräfte vom Bewährungsaufstieg ausschließen, soweit 
sie weniger als die Hälfte der für sie verbindlichen Arbeits­
zeit ableisten, sind insoweit wegen Verstoß gegen das Benach­
teiligungsverbot des BeschFG unwirksam.
2. Auch Zeiten vor Inkrafttreten des BeschFG können als Be­
währungszeiten angerechnet werden.

Hinweise des Senats:
Anteilige Anrechnung der Dienstzeit einer teilzeitbeschäftig­
ten Lehrerin auf ihre Bewährungszeit
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4 AZR 631/90
5 Sa 1131/90 E Niedersachsen
Verkündet am
25. September 1991

Im Namen des Volkes!

Siegel,
Amtsinspektorin als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Urteil
In Sachen

PP-

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 25. September 1991 durch den Vor­
sitzenden Richter Schaub, die Richter Dr. Etzel und Schnei­
der sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Koffka und Hauk für
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Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom 24. Okto­
ber 1990 - 5 Sa 1131/90 E - in der Kostenent­
scheidung und insoweit aufgehoben, als es die Be­
rufung der Klägerin zurückgewiesen und Zinsen für 
die Zeit vor dem 27. Dezember 1989 zugesprochen 
hat.

Auf die Berufung der Klägerin wird das Teilurteil 
des Arbeitsgerichts Nienburg vom 3. Juli 1990 
- 1 Ca 979/89 E - abgeändert, soweit es die Klage 
hinsichtlich der geltend gemachten Vergütungsan­
sprüche abgewiesen hat, und zur Klarstellung ins­
gesamt wie folgt neu gefaßt:

Es wird festgestellt, daß das beklagte Land 
verpflichtet ist, der Klägerin für die Zeit ab 
1. Januar 1987 bis 31. Juli 1989 12/28 und für 
die Zeit ab 1. August 1989 12/27 einer Vergü­
tung nach der VergGr. VI b BAT unter Anrech­
nung der bisher gewährten Vergütung nebst 4 % 
Zinsen auf die jeweiligen Nettodifferenzbe­
träge ab jeweiliger Fälligkeit, frühestens 
seit dem 27. Dezember 1989 zu zahlen.
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Das beklagte Land hat die Kosten der Rechtsmit­
telinstanzen zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Klägerin, die ausgebildete Hauswirtschaftsgehilfin ist, 
ist seit 1962 beim beklagten Land als Lehrkraft im Unterrichts­
fach Hauswirtschaft beschäftigt. Seit 1975 ist sie mit zwölf Wo­
chenstunden durchgehend an der Grund- und Hauptschule V ein­
gesetzt. Nach dem Arbeitsvertrag der Klägerin richtet sich ihre 
Vergütung nach den Bestimmungen des Runderlasses des Niedersäch­
sischen Kultusministers über die Vergütung der nebenamtlichen und 
nebenberuflichen Lehrkräfte an öffentlichen Schulen, zuletzt in 
der Fassung vom 4. April 1989. Danach erhielt die Klägerin auf 
der Grundlage einer Berechnung nach Jahreswochenstunden zuletzt 
eine monatliche Vergütung in Höhe von 776,52 DM brutto.

Die Klägerin hat erstmals mit Schreiben vom 2. Mai 1989 ei­
nen Anspruch auf anteilige Vergütung nach dem Bundes-Angestell- 
tentarifvertrag (BAT) geltend gemacht.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, eine Vergütung 
auf der Basis von Jahreswochenstunden verstoße gegen das Benach­
teiligungsverbot des § 2 Abs. 1 BeschFG und sei demzufolge gemäß 
§ 134 BGB nichtig. An die Stelle der entfallenen Vergütungsabrede
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trete die nach § 612 Abs. 2 BGB zu bestimmende übliche Vergütung. 
Diese bestimme sich bei vollzeitbeschäftigten Lehrkräften auf der 
Grundlage des Runderlasses des Niedersächsischen Kultusministers 
bezüglich der Eingruppierung der im Angestelltenverhältnis nach 
dem BAT beschäftigten Lehrkräfte an den öffentlichen Schulen in 
der Fassung vom 11. April 1986 nach den Vergütungsgruppen des 
BAT. Unter Anwendung dieses Eingruppierungserlasses stehe ihr als 
Lehrkraft für Hauswirtschaft ohne spezielle Lehrbefähigung oder 
Staatsprüfung eine Vergütung nach VergGr. VII BAT sowie nach 
dreijähriger Bewährung eine Vergütung nach VergGr. VI b BAT zu. 
Der völlige Ausschluß von Teilzeitbeschäftigten, deren Beschäfti­
gungsumfang die im Eingruppierungserlaß sowie im BAT festgelegten 
Grenzen unterschreite, vom Bewährungsaufstieg stelle eine Benach­
teiligung dar, die allein aus der Teilzeittätigkeit resultiere 
und gegen § 2 Abs. 1 BeschFG und Art. 3 Abs. 1 GG verstoße. Die 
Klägerin sei deshalb im Ergebnis so zu behandeln wie eine Lehr­
kraft mit mindestens der Hälfte der vollen Unterrichtszeit, so 
daß auch ein Bewährungsaufstieg möglich sei. Da sie sich den in 
der ihr übertragenen Tätigkeit aufgetretenen Anforderungen ge­
wachsen gezeigt habe und die ausgeübte Tätigkeit nicht beanstan­
det worden sei, habe sie die Voraussetzungen für einen Bewäh­
rungsaufstieg erfüllt.

Die Klägerin hat zuletzt beantragt

festzustellen, daß das beklagte Land verpflichtet 
ist, der Klägerin für die Zeit vom 1. Januar 1987 
bis 31. Juli 1989 12/28 und für die Zeit ab
1. August 1989 10/25,5 der Vergütung nach der 
VergGr. VI b BAT unter Anrechnung der bisher ge­
währten Vergütung nebst 4 % Zinsen auf die jewei-
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ligen Nettodifferenzbeträge ab jeweiliger monat­
licher Fälligkeit zu zahlen.

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen. Es 
hat die Auffassung vertreten, die Klägerin könne zwar grundsätz­
lich anteilige Vergütung nach dem BAT beanspruchen, ihr stehe 
aber insoweit lediglich eine Vergütung nach VergGr. VII BAT zu. 
Eine Teilnahme der Klägerin am Bewährungsaufstieg komme nicht in 
Betracht, da diese aufgrund des geringen Umfangs ihrer Beschäfti­
gung weder die Voraussetzungen des § 23 a Nr. 6 BAT noch die 
ebenfalls auf den BAT verweisenden Bewährungskriterien des Ein­
gruppierungserlasses vom 11. April 1986 erfülle.

Das Arbeitsgericht hat durch Teilurteil festgestellt, daß 
das beklagte Land verpflichtet ist, der Klägerin unter Anrechnung 
der bisher gezahlten Vergütung für die Zeit vom 1. Januar 1987 
bis 31. Juli 1989 12/28 und ab 1. August 1989 12/27 einer Vergü­
tung nach VergGr. VII BAT nebst Zinsen ab Fälligkeit zu zahlen. 
Die weitergehende Klage hat das Arbeitsgericht abgewiesen. Das 
Landesarbeitsgericht hat die Berufungen beider Parteien zurückge­
wiesen.

Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision ver­
folgt die Klägerin ihren Klageantrag auf Zahlung einer Vergütung 
nach VergGr. VI b BAT - für die Zeit ab 1. August 1989 beschränkt 
auf 12/27 der Vergütung - weiter. Das beklagte Land beantragt Zu­
rückweisung der Revision.
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E n t s c h e i d u n q s q r ü n d e  :

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung und Ab­
änderung der vorinstanzlichen Urteile, soweit diese die Klage ab­
gewiesen haben, und zu der von der Klägerin mit der Revision be­
gehrten Feststellung. Das beklagte Land ist verpflichtet, der 
Klägerin für die Zeit ab 1. Januar 1987 bis 31. Juli 1989 12/28 
und für die Zeit ab 1. August 1989 12/27 einer Vergütung nach 
VergGr. VI b BAT nebst Zinsen unter Anrechnung bisher gewährter 
Vergütung zu zahlen. Denn die Klägerin hat sich im Sinne der auf 
das Arbeitsverhältnis anwendbaren Lehrerrichtlinien drei Jahre in 
ihrer Tätigkeit als Lehrkraft der VergGr. VII BAT bewährt.

Auf tarifliche Vorschriften kann die Klägerin ihren Vergü- 
timgsanspruch nicht stützen, da die Vergütungsordnung des Bundes- 
Angestelltentarifvertrags (BAT) für Lehrkräfte nicht gilt (Vorbe­
merkung Nr. 5 zu allen Vergütungsgruppen des BAT).

Die im Arbeitsvertrag getroffene Vergütungsabrede auf der 
Basis von Jahreswochenstunden verstößt nach der ständigen Recht­
sprechung des Bundesarbeitsgerichts gegen Art. 1 § 2 Abs. 1 
BeschFG 1985 und ist daher gemäß § 134 BGB nichtig (vgl. BAGE 61, 
43, 46 = AP Nr. 2 zu § 2 BeschFG 1985; BAG Urteil vom 26. Septem­
ber 1990 - 5 AZR 112/90 -, zur Veröffentlichung vorgesehen; BAG 
Urteil vom 12. Dezember 1990 - 5 AZR 618/89 -, nicht veröffent­
licht) . An die Stelle der nichtigen Vergütungsvereinbarung tritt 
die übliche Vergütung (§ 612 Abs. 2 BGB), d. h. die anteilmäßige 
Vergütung, die das Land seinen vollzeitbeschäftigten Lehrkräften
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gewährt. Diese werden üblicherweise aufgrund arbeitsvertraglicher 
Vereinbarungen nach dem BAT unter Anwendung des Runderlasses des 
Niedersächsischen Kultusministers über die Eingruppierung der im 
Angestelltenverhältnis nach dem BAT beschäftigten Lehrkräfte an 
den öffentlichen Schulen, zuletzt in der Fassung vom 11. April 
1986 (Nds. MinBl. 1986, S. 424), vergütet. Danach ist der ange­
führte Runderlaß auch für die Vergütung der Klägerin heranzuzie­
hen. Davon gehen nunmehr auch die Parteien übereinstimmend aus.

Für die Vergütung der Klägerin sind folgende Merkmale des 
Runderlasses heranzuziehen:

Lehrkräfte an Grund- und Hauptschulen

6- Lehrkräfte für Hauswirtschaft oder textiles 
Gestalten

1. mit Lehrbefähigung für beide Fächer V b
nach fünfjähriger Bewährung IV b

2. mit Lehrbefähigung für ein Fach,
mit staatlicher Prüfung als Haus- 
wirtschaftsleiterin oder mit ei­
ner für die UnterrichtStätigkeit 
geeigneten gleichwertigen Ausbil­
dung und Prüfung VI b
nach fünfjähriger Bewährung V b

3. mit der Staatsprüfung in der Haus­
wirtschaft bzw. ländlichen Haus­
wirtschaft oder mit einer geeigne­
ten gleichwertigen Ausbildung oder 
Prüfung für beide Fächer VI b
nach r tag V c

4. ohne die unter 1. bis 3. genannte 
Ausbildung (z. B . mit der Staats­
prüfung in der Nadelarbeit, Meiste­
rin der Hauswirtschaft bzw. ländli-
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chen Hauswirtschaft, Meisterin im 
., amen schnr x ic.r hnnu *rerk, staatlich 
geprüfte Wirtschafterin bzw. ländli­
che Wirtschafterin) VII
nach dreijähriger Bewährung VI b

Die Klägerin erfüllt die Merkmale der Mr. 6.4 des Runderlas­
ses. Sie ist eine Lehrkraft für Hauswirtschaft an einer Gründ­
end Hauptschule und besitzt keine Ausbildung im Sinne von 
Nr, 6.1, 6.2 oder 6.3 des Runderlasses. Damit erhält sie zunächst 
Vergütung nach VergGr. VII und nach dreij ähriger Bewährung Vergü­
tung nach VergGr. VI b BAT. Die dreijährige Bewährungszeit hatte 
die Klägerin bereits ab Beginn des Klagezeitraums (1. Januar 
1987) erfüllt.

Soweit nach Nr. 1.1 des Runderlasses dieser nur Lehrkräfte 
et faßt. die gemäß § 1 in Verb, mit § 3 q BAT unter den Geltungs- 

'c t los BAT fallen, wozu die Klägerin wegen ihrer geringen 
Stundenzahl nicht gehört, und damit die übrigen teilzeitbeschäf­
tigten Arbeitnehmer vom Bewährungsaufstieg ausschließt, ist der 
Runderlaß unwirksam. Denn der völlige Ausschluß von Arbeitneh­
mern, die - wie die Klägerin - eine durchschnittliche regelmäßige 
Arbeitszeit von weniger als 18 stunden wöchentlich aufzuweisen 
haben 3 q BAT a.F.), verstößt gegen das Benachteiligungsverbot
des § 2 Abs. 1 BeschFG. Zutreffend ist das Landesarbeitsgericht 
davon ausgegangen, daß die unterschiedliche Behandlung von Teil- 

*■ ■ lz , deren Beschär tigung3amfang unterhalb der Grenze des 
§ 3 q DAT a  F, liegt, und Vollzeitbeschäftigten im Hinblick auf 
den Bewährungsaufstieg ausschließlich wegen der Teilzeitarbeit 
erfolgt. Darin liegt eine sachlich nicht gerechtfertigte Schlech­
terstellung dieser teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer. Es ist
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kein Anhaltspunkt dafür ersichtlich, weshalb teilzeitbeschäftigte 
Arbeitnehmer sich in ihrer Tätigkeit nicht bewähren und deshalb 
keine höhere Vergütung erzielen könnten.

Da der Runderlaß vom 11. April 1986 nur bestimmt, daß Zei- 
ten, in denen die Lehrkraft mindestens die Hälfte der für sie 
verbindlichen Unterrichtsstunden erteilt hat, voll anzurechnen 
sind (Nr. 3.1 des Erlasses) und insoweit auf die vergleichbare 
Vorschrift des § 23 a Nr. 6 BAT nicht verweist, besteht für die 
Teilzeitbeschäftigten mit einer geringeren Stundenzahl - wie die 
Klägerin - eine Lücke. Selbst wenn diese dahin zu schließen ist, 
daß die Klägerin entsprechend dem Anteil ihrer Lehrverpflichtun­
gen an der Pflichtstundenzahl vollbeschäftigter Lehrkräfte nach 
einer demgemäß verlängerten Bewährungszeit in die höhere Vergü­
tungsgruppe aufrücken kann (vgl. BAGE 59, 306 = AP Nr. 24 zu 
§ 23 a BAT), hat sie die Bewährungsfrist erfüllt. Die Klägerin 
ist spätestens seit 1973 mit zwölf Wochenstunden, d. h. mit mehr 
als 40 % der Pflichtstundenzahl entsprechender vollbeschäftigter 
Lehrkräfte, an Grund- und Hauptschulen tätig. Bei einer anteili­
gen Anrechnung dieser Beschäftigungszeiten ist die erforderliche 
Bewährungszeit von drei Jahren für den Klagezeitraum ab 1. Januar 
1987 erfüllt. Deshalb kann dahingestellt bleiben, ob im Hinblick 
auf das Diskriminierungsverbot des § 2 Abs. 1 BeschFG oder des 
Art. 119 EWG-Vertrag die Dienstzeit der Klägerin in vollem Umfang 
auf ihre Bewährungszeit anzurechnen ist.

Selbst wenn man davon ausgeht, daß der Runderlaß über die 
Eingruppierung der Lehrkräfte erst mit Inkrafttreten des Beschäf­
tigungsförderungsgesetzes ab 1. Mai 1985 wegen des Diskriminie-
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rungsverbots nach § 2 Abs. 1 BeschFG auf das Arbeitsverhältnis 
der Parteien Anwendung fand, konnte die Klägerin die Bewährungs- 
zeit bereits in der Zeit vor dem 1. Mai 1985 erfüllen, da der 
Runderlaß nur an die Ausübung einer bestimmten Tätigkeit (Lehr­
kräfte für Hauswirtschaft) und die Bewährung während eines be­
stimmten Zeitraums (hier: drei Jahre) anknüpft. Diese Tätigkeiten 
können auch in Zeiten erbracht werden, die vor dem Zeitpunkt lie­
gen, in dem der Runderlaß erstmals auf das Arbeitsverhältnis der 
Parteien Anwendung fand. Darin liegt keine unzulässige Rückwir­
kung von BewährungsZeiten (vgl. BAG Urteil vom 25. September 1991 
- 4 AZR 33/91 -, zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorgese­
hen) .

Die Klägerin hat sich auch tatsächlich bewährt. Das beklagte 
Land hat dies nicht in Abrede gestellt.

Das beklagte Land hat als unterlegene Partei gemäß § 91 ZPO 
die Kosten der Rechtsmittelinstanzen zu tragen.

Schaub Schneider Dr. Etzel
Dr. Koffka Hauk
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